[image: image1.jpg]NZ7Z Online





28. September 2007

Arbeitsverbot für unter 15-Jährige
Bundesrat verschärft Regelung bei Nacht- und Sonntagsarbeit von Jugendlichen
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Der Bundesrat verschärft die Regelung bei Nacht- und Sonntagsarbeit von Jugendlichen. (Bild: Christian Beutler/NZZ) 
Bundesrat verschärft Regelung bei Nacht- und Sonntagsarbeit von Jugendlichen

Jugendliche sollen bei der Arbeit besser geschützt werden. Der Bundesrat hat am Freitag die neue Verordnung zum Jugendarbeitsschutz verabschiedet und sieht darin unter anderem Einschränkungen bei der Nacht- und Sonntagsarbeit für unter 18-Jährige vor. ...

Jugendliche sollen bei der Arbeit besser geschützt werden. Der Bundesrat hat am Freitag die neue Verordnung zum Jugendarbeitsschutz verabschiedet und sieht darin unter anderem Einschränkungen bei der Nacht- und Sonntagsarbeit für unter 18-Jährige vor. 

(sda) Der Bundesrat stärkt den Jugendarbeitsschutz. Wenn Anfang nächstes Jahr das Jugendschutzalter auf 18 Jahre herabgesetzt wird, treten auch die strengeren Bestimmungen für den Einsatz jugendlicher Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Kraft. Gemäss der neuen Jugendarbeitsschutzverordnung gilt für unter 15-Jährige ein generelles Arbeitsverbot, wobei Ausnahmen für den Einsatz bei kulturellen, künstlerischen und sportlichen Darbietungen gemacht werden können. 
Für leichte Arbeiten dürfen aber unter Umständen auch Jugendliche ab 13 Jahren beschäftigt werden. Grundsätzlich verboten sind gefährliche Arbeiten, es sei denn, diese seien für die berufliche Grundausbildung notwendig. 

Bewilligung für Nachtarbeit

Eine Bewilligung braucht es für Nacht- und Sonntagsarbeit von Jugendlichen unter 18 Jahren. Auch hier ist die Bedingung, dass der Einsatz für die Ausbildung unabdingbar ist. Für welche Berufe dies der Fall ist, legt eine weitere Verordnung fest. 

Nach Angaben des Staatssekretariats für Wirtschaft (Seco) werden solche Bewilligungen erteilt für Lehrlinge in Hotellerie und Gastgewerbe, Konditorei und Bäckerei, Pflegeberufen oder für Geleisebauer.
Der Bundesrat löse damit das anlässlich der Herabsetzung des Jugendschutzalters abgegebene Versprechen ein, heisst es in einem Communiqué. Das Parlament hatte im Juni 2006 gegen den Widerstand der Gewerkschaften die Herabsetzung des Jugendschutzalters von 19 bzw. 20 Jahren auf 18 Jahre beschlossen. Das Referendum wurde nicht ergriffen.

Gewerkschaft unzufrieden

Das Parlament hatte im Juni 2006 gegen den Widerstand der Gewerkschaften die Herabsetzung des Jugendschutzalters von 19 bzw. 20 Jahren auf 18 Jahre beschlossen. Das Referendum wurde nicht ergriffen. Der Bundesrat löse nun damals abgegebene Versprechen ein, schreibt er in einem Communiqué. 

Dies bestreitet der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) in einer Stellungnahme vom Freitag: Zu viele politisch definierte Ausnahmen und Einzelfalllösungen höhlten den Jugendschutz aus. 

Besonders bei gefährlichen Arbeiten dürfe das Verbot nicht verwässert werden. Der SGB bedauert auch, dass für die Arbeit Jugendlicher unter 15 Jahren im künstlerischen Bereich keine Bewilligungspflicht besteht.
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